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Frauen in der Politik:

Immer noch auf glattem Parkett?

Vorgeschichte

Im 18. und 19. Jahrhundert kam es zu bedeutenden wirtschaftlichen, sozialen und politischen Änderungen. Diese Änderungen hängen mit der Entwicklung der industriellen Produktionsweise zusammen. Durch diese Produktionsweise wurden die Bereiche Arbeit – Familie bzw. Arbeitsstätte - Wohnstätte streng voneinander getrennt. Man arbeitete nicht mehr zuhause, sondern ging dazu beispielsweise in eine Fabrik. Diese Trennung von Familie und Erwerbstätigkeit, von Arbeitsstätte und Wohnstätte führte zu einer strikten Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern und zu einem neuen „idealen Familienbild und Frauenbild“, das angestrebt wurde und sich am Bürgertum orientierte. 
Die Frau als Mutter wurde zum idealen Frauenbild, das man in dieser Zeit anstrebte und das man auch versuchte, wissenschaftlich zu begründen. Um 1800 wurden die sogenannten „Geschlechtscharaktere“ entwickelt. Es wurde die Vorstellung verbreitet und wissenschaftlich untermauert, dass Frauen über einen völlig anderen Charakter als Männer verfügen und daher auch über völlig verschiedene Fähigkeiten. Diese Eigenschaften und Fähigkeiten wurden als von der Natur gegeben angesehen. Dadurch gab es auch keine Ausnahmen, keine Möglichkeiten aus der jeweils zugeschriebenen Rolle auszubrechen – weil es ja eben von der Natur so vorgesehen war. Die Zuschreibungen sahen wie folgt aus:

Der Mann musste sich dem Beruf und der Öffentlichkeit widmen, während die Frau den Haushalt führen, die Familie umsorgen und auf die Privatheit beschränkt bleiben sollte. 

1867 wurde in der Dezemberverfassung der Donaumonarchie unter anderem eine Art Parlament eingerichtet und die Vereinsfreiheit in der Verfassung festgeschrieben. Dadurch konnten sich nun auf legale Weise politische Parteien bilden (Parteien sind politische Vereine). Frauen durften in diesen ersten Parteien nicht mitarbeiten, weil die Verfassung Frauen verbot, in politischen Vereinen Mitglied zu sein. 

1907 wurde den Männern das allgemeine Wahlrecht zugestanden, Frauen blieben davon ausgeschlossen. Erst nach dem ersten Weltkrieg wurde am 12. November 1918 das aktive und passive Wahlrechts für Frauen beschlossen und das politische Vereinsverbot für Frauen aufgehoben. Am 16. Februar 1919 nahmen Frauen zum ersten Mal in der österreichischen Geschichte an der Wahl zum Parlament teil: und zwar sowohl als Wählerinnen als auch als Kandidatinnen: 8 Frauen (davon 7 Sozialdemokratinnen) wurden in das Parlament gewählt. Frauen engagierten sich in der Folge in sämtlichen politischen Parteien, und gründeten sogar eine eigene Frauenpartei (1929, „Österreichische Frauenpartei“ durch Adelheid Popp). Die Frauenpartei kandidierte bei den Gemeinderatwahlen in Innsbruck 1931, bei den NR-Wahlen 1930 trat sie nicht an.

Im Nationalsozialismus wurden Frauen wieder aus der Politik verdrängt. Die NSDAP beschloss bereits 1921, dass Frauen in der Partei keine leitenden Funktionen ausüben dürfen. Frauen sollten nach den Vorstellungen der Nationalsozialisten ihren Beruf aufgeben, ich ausschließlich um den Haushalt kümmern und möglichst viele Kinder bekommen.

Zweite Republik
Seit der Einführung des allgemeinen Frauenwahlrechts, hat sich die Zahl der Frauen in politischen Institutionen und Funktionen stetig erhöht. Zu einer annähernden Gleichverteilung der Parlamentssitze und politischen Funktionen nach Geschlecht hat es das österreichische politische System allerdings bis heute noch nicht gebracht. Im österreichischen Parlament wie in der Regierung und in den Gremien der Parteien und Interessenvertretungen sind Frauen nach wie vor eine Minderheit.

Frauenanteil im österreichischen Nationalrat aufgeschlüsselt nach Fraktionen vor und nach der Nationalratswahl 1999 


	Partei
	Vor der NRW 1999
	Nach der NRW 1999

	
	Mandate
	Frauen (abs.)
	Frauenanteil %
	Mandate
	Frauen (abs.)
	Frauenanteil %

	SPO
	71
	21
	29,6 %
	65
	21
	32,3 %

	ÖVP
	52
	10
	19,2 %
	52
	12
	23,1 %

	FPÖ
	42
	11
	26,2 %
	52
	9
	17,3 %

	Grüne
	9
	6
	66,7 %
	14
	7
	50,0 %

	LIF
	9
	4
	44,4 %
	-
	-
	-

	Gesamt
	183
	52
	28,4
	183
	49
	26,8 %


Quelle: eigene Berechnungen, Salzburger Nachrichten v. 28.10.99

	Partei
	Nach der NRW 2002

	
	Mandate
	Frauen (abs.)
	Frauenanteil %

	SPO
	69
	24
	34,78 %

	ÖVP
	79
	21
	26,58 %

	FPÖ
	18
	5
	27,77 %

	Grüne
	17
	10
	58,82 %

	Gesamt
	183
	55
	32,78


Quelle: eigne Berechnungen; www.parlinkom.gv.at (abgerufen: 24.2.2003)
Bezogen auf die nationale Ebene präsentieren sich Bemühungen, den Frauenanteil im österreichischen Nationalrat zu erhöhen, als sehr mühsam. 

· Zwischen 1945 und 1975 lag der Frauenanteil um die 5 bis 6 %, um erst danach langsam anzusteigen. 

· 1986 gelingt es, die 10%-Marke zu überschreiten; 

· 1990 steigt der Frauenanteil auf 19,7 % und erst mit der Nationalratswahl 1994 erreicht der Frauenanteil 21,9 %; 

· Mitte der 90er Jahre gelingt es schließlich, die magische 25%-Marke zu nehmen. 

· Mit der jüngsten Nationalratswahl ist die 30% Marke überschritten worden (vor der Regierungsbildung -> Nachrückungen)

Die politische Repräsentanz von Frauen im Bundesrat

Der Frauenanteil im Bundesrat war ursprünglich tendenziell höher als im Nationalrat: das Bundesratsmandat galt oft als Ersatz für ein Nationalratsmandat. Derzeit ist es umgekehrt: der Frauenanteil im Bundesrat liegt unter dem des NR: Von 64 Abgeordneten sind 16 weiblich, das entspricht einem prozentualen Anteil von 25% (NR: 32,78%). 7 der weiblichen Abgeordneten sind der ÖVP, 6 der SPÖ, 3 der FPÖ zuzuordnen. Salzburg entsendet keine weibliche Bundesrätin (4 Männer).

Bundesratsmitglieder nach Parteien und Geschlecht (2002) 


	Partei
	Mitglieder gesamt
	Frauen (abs.)
	Frauen (in %)

	OVP
	28
	7
	25 %

	SPO
	23
	6
	26 %

	FPO
	12
	3
	25 %

	Grüne
	1
	-
	-

	Gesamt
	64
	16
	25 %


Quelle: Internetdaten

Der NR genießt momentan also noch einen knappen Vorsprung gegenüber dem BR, es gibt in der politikwissenschaftlichen Diskussion dazu die Vermutung, dass dies mit dem gestiegenen Wettbewerb um weibliche Wählerstimmen zusammenhängt: Um die höhere politische Repräsentanz von Frauen deutlich nach außen zu signalisieren würden die Parteien versuchen, den Frauenanteil im direkt gewählten Nationalrat und in den direkt gewählten Landtagen zu erhöhen, da die Besendung des BR in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen werde.

Die politische Repräsentanz von Frauen auf Länderebene

Wie ist es um die Repräsentanz und Rolle der Frauen in den österreichischen Landtagen bestellt? Nachstehende Tabelle zeigt, dass seit Mitte der 80er Jahre in allen Landtagen der Anteil weiblicher Abgeordneter kontinuierlich und zum Teil sehr deutlich angestiegen ist. In manchen Bundesländern erhöhte sich der Frauenanteil seit Mitte der 80er Jahre um das Vier- bzw. zum Teil Fünffache.

Frauenanteil in den Landtagen 1984-2002 im Vergleich 

	
	Abg. gesamt
	Frauenanteil
	1984
	1994
	1999
	2002

	B
	36
	abs.
	3
	3
	5
	7

	
	
	%
	8,3
	8,3
	13,9
	19,4

	K
	36
	abs.
	5
	5
	6
	

	
	
	%
	13,9
	13,9
	16,7
	

	NO
	56
	abs.
	2
	6
	11
	

	
	
	%
	3,6
	10,7
	19,6
	

	OÖ
	56
	abs.
	4
	13
	
	

	
	
	%
	7,1
	23,2
	25,0
	

	S
	36
	abs.
	6
	9
	13
	

	
	
	%
	16,7
	25,0
	36,1
	

	ST
	56
	abs.
	4
	10
	13
	15

	
	
	%
	7,1
	17,9
	23,2
	26,7

	T
	36
	abs.
	1
	4
	7
	

	
	
	%
	2,8
	11,1
	19,4
	

	V
	36
	abs.
	3
	7
	11
	

	
	
	%
	8,3
	19,4
	30,6
	

	W
	100
	abs.
	19
	31
	35
	41

	
	
	%
	19,0
	31,0
	35,0
	41


Quelle: Frauenbericht 1995, eigene Berechnungen aufgrund verfügbarer Internetdaten 

In keinem einzigen Bundesland liegt der Frauenanteil 2002 unter 10 %, 1984 traf dies immerhin noch auf sechs von neun Bundesländern zu. 

In vier Bundesländern beträgt der Frauenanteil 2002 immerhin zwischen 10 und 20 %, 1984 gab es nur drei Bundesländer, nämlich K, S und W, die überhaupt die 10-%-Marke schafften. 

In zwei Bundesländern liegt der Frauenanteil derzeit bei einem Viertel (bzw. knapp darunter) der Abgeordneten (St, OÖ) und in drei Bundesländern - nämlich S, V und W - hat der Frauenanteil die 30-%-Marke überschritten und liegt damit bis zur letzten NRW über dem Frauenanteil im Nationalrat. Dies signalisiert Entwicklungen, die Mitte der 80er Jahre noch undenkbar schienen.

Frauenanteil auf kommunaler Ebene

Zur Vertretung von Frauen auf kommunaler Ebene möchte ich vor allem einmal die Zahlen zum Verhältnis zwischen weiblichen und männlichen Bürgermeistern präsentieren:

	Bundesland
	Bgm. gesamt
	Weibl. Bgm.
	Anteil in %
	Weibl. Vizebgm.

	B (vor GRW 2002)
	164
	3
	1,8%
	6

	K
	128
	2
	1,6%
	13

	NO
	571
	16
	2,8%
	40

	OÖ
	445
	8
	1,8%
	0

	S
	119
	0
	
	11

	ST
	543
	12
	2,2%
	k.a.

	T
	279
	2
	0,7%
	8

	V
	96
	1
	1,0%
	4


Stand: Oktober 1999, Quelle: Osterr. Gemeindebund

Bei den Bürgermeisterdirektwahlen 1999 im Bundesland Salzburg hatten in 119 Gemeinden 13 Frauen für das Bürgermeisteramt kandidiert (1994 waren es noch 18 Frauen gewesen). Weder 1994 noch 1999 war es einer Frau gelungen, tatsächlich zur Bürgermeisterin gewählt zu werden. Salzburg hat damit als einziges Bundesland (Wien ausgenommen) keine Bürgermeisterin, und auch sonst ist die Repräsentanz von Frauen auf kommunaler Ebene sehr gering wie die folgende Tabelle zeigt:

Frauen in den Salzburger Gemeindevertretungen 1999 – politische Bezirke im Vergleich

	Politischer Bezirk
	GR-Mandate gesamt
	Frauenanteil in absoluten Zahlen
	Frauenanteil in Prozent

	Salzburg Stadt
	40
	17
	42,5

	Salzburg Umgebung
	665
	133
	20,0

	Hallein
	237
	40
	16,9

	St. Johann
	421
	73
	17,3

	Tamsweg
	193
	29
	15,0

	Zell am See
	476
	74
	15,5

	Gesamt
	2032
	366
	18,0


Tabelle: weibliche Gemeindevertreterinnen

	
	Bürmoos
	St. Georgen
	Lamprechtshausen

	1984-1989
	2; seit 1988: 3
	Ab 89             1
	1

	1989-1994
	3; zeitweise 4
	1   ab 92: 2
	3

	1994 - 1999
	3; zeitweise 4
	2   ab 98: 3
	3

	1999 - 2004
	4
	4   ab 2000: 3
	3


In einer Studie des Landes Salzburg konnte sehr deutlich gezeigt werden, dass die kommunale Ebene sich den Frauen keinesfalls quasi von selbst erschließen würde. Sondern gerade im ländlichen Bereich würden sich traditionelle Rollenzuschreibungen hartnäckig halten – und zwar sowohl bei Frauen als auch bei Männern. Die Zuständigkeit der Frauen für den privaten Bereich und der Männer für den öffentlichen Bereich erschwert in diesem Bereich, dass Frauen rasch und nachhaltig Fuß fassen.

Resumee:

· Die Repräsentanz und Partizipation von Frauen zeigen insgesamt eine positive Entwicklung hin zu einer Vergrößerung des Frauenanteils in politischen Funktionen. Allerdings werden die von manchen Parteien geforderten Quoren noch nicht erreicht (in den meisten Fällen) und insgesamt ist der Frauenanteil in den politischen Ämtern und Funktionen noch längst nicht auf 50% angestiegen. In rein zahlenmäßiger Sicht kann daher nicht von „Gleichheit“ oder Geschlechterparität gesprochen werden.

· Eine Folge dieser Unterrepräsentation von Frauen in politischen Ämtern ist, dass die Transparenz von Entscheidungen und Entscheidungsprozessen für Frauen weniger gegeben ist als für Männer und dass Frauen weniger Chancen zur Kontrolle von Entscheidungsverfahren und EntscheidungsträgerInnen haben.

Die gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen behindern Frauen an der effektiven Mitwirkung im politischen System. In der Literatur werden als Ursachen dafür unter anderem angeführt:

· Die ungleiche Verteilung von Familien- und Betreuungspflichten zwischen den Geschlechtern 

· Daraus resultierende geringere Zeitbudgets von Frauen

· Ungleicher Zugang zu Ressourcen und Informationen, da Männer nach wie vor gesellschaftliche Machtpositionen in höherem Ausmaß besetzen als Frauen

· Neokonservative politische Trends, die Frauen erneut auf den Bereich der Familie festlegen wollen

· Mangelndes gesellschaftliches und politisches Bewusstsein für beziehungsweise Desinteresse an Problematiken der Geschlechterhierarchie

Problemaufriß: Tätigkeitsfelder von Politikerinnen:

Politikwissenschaftliche Studien für den Nationalrat konnten nachweisen, dass sich die traditionelle, geschlechtsspezifische Machtteilung und Zuordnung von Zuständigkeitsbereichen innerparlamentarisch reproduziert, woran auch eine größere Anzahl von Mandatsträgerinnen nichts ändert: Frauen sind in als "weiblich" geltenden Tätigkeitsfeldern überrepräsentiert und in Nationalratsausschüssen von hoher politischer Bedeutung kaum vertreten. Für die Landtage konnte anhand einer Untersuchung des oberösterreichischen, steirischen und Vorarlberger Landtags aus dem Jahr 1997 das gleiche Muster nachgewiesen werden. In einer Fragebogenerhebung wurde analysiert, welche thematischen Bereiche die Mandatare und Mandatarinnen im Rahmen der Ausschussarbeit abdecken.

Die geschlechtsspezifische Auswertung der Frage, " welche Themenschwerpunkte von den Abgeordneten bearbeitet werden, zeigt folgendes Bild:

· Die Bereiche Familie, Soziales, Jugend und Gesundheit sind Themen, bei denen Frauen Kompetenz zugesprochen wird: Bei diesen thematischen Schwerpunkten liegt der Frauenanteil in den untersuchten Landtagen zwischen einem Drittel (Soziales) und 45 Prozent (Familie). Aufgrund von direkten Interviews mit einzelnen Abgeordneten ist in diesem Zusammenhang davon auszugehen, dass den Frauen klub- und parteiintern nahegelegt wird, sich in diesen Themen zu engagieren.

· Die Politikfelder Kultur, Umwelt, Wohnen, Landwirtschaft und Bildung weisen einen Frauenanteil von jeweils etwa rund 20 Prozent auf. 

· Bei den restlichen Sachbereichen sinkt der Anteil der weiblichen auf bis zu sechs Prozent.

· Als ausgewiesene Männerdomänen präsentieren sich hingegen die Themenbereiche Raumplanung, Verkehr, Recht und Verfassung, Sport, Energie Wirtschaft und Finanzen. Zwischen 85 und 95 Prozent der Ausschussmitglieder sind männliche Abgeordnete. Aber auch bei den anderen Fachbereichen sinkt der Männeranteil - Familienfragen ausgenommen - nie unter zwei Drittel.

Für die Gemeindeebene gibt es noch keine Untersuchungen dieser Art.
